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1 

22/2-1001/28 786 
- Drucksache 2239 - 

Fa. Jedek & Ditter KG, 

Marktheidenfeld: 

Schuldrecht 

9. 12. 1960 

Bundesminister des Innern vom 2. 1. 1961: 

Dem Anliegen, die Restforderung für 
Papierlieferungen an die zum KPD- 
Vermögen gehörende Taunus-Druckerei 
GmbH, aus der zu gemeinnützigen 
Zwecken eingezogenen Vermögensmasse 
zu befriedigen, ist entsprochen worden. 

2 

22/3-1003/465 
- Drucksache 1699 - 

Piwecki Bruno, 
Frankenthal: 

Ziviles Wehrpersonal- 
wesen 

7. 4. 1960 

Bundesminister für Verteidigung vom 
20. 10. 1960: 

Der Petent ist auf Grund sozialer Erwä- 
gungen am 1. 9. 1960 bei der Wehrbe- 
reichsverwaltung V in Stuttgart als Ver- 
waltungsangestellter auf Probe mit dem 
Ziel der späteren Übernahme in das 
Beamtenverhältnis eingestellt worden. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goetliestraße 54, Tel. 6 35 51 
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3 


22/3-1101/12 935 Dr. Ernst Eberhard, 
- Drucksache 1579 - München: 


3. 3, 1960 


Allgemeines Steuerrecht 


Bundesminister der Finanzen vom 
24. 6. 1960 und 19. 1. 1961: 

Die vom Petenten gerügte Einrichtung 
des Zustellungsvertreters im Sinne des 
§ 219 Abs. 1 Satz 2 der Reichsabgaben- 
ordnung (AO) stellt keine Sonderrege- 
lung des Abgabenrechts dar, sondern 
findet sich in ähnlicher Form auch im 
sonstigen Verfahrensrecht, Sie wider- 
spricht nicht dem Grundgesetz. 

§ 219 Abs. 1 Satz 3 AO ist ebenfalls 
nicht verfassungswidrig und enthält eine 
Ermessensvorschrift, die die Finanzäm- 
ter im Rahmen der durch Recht und 
Billigkeit gezogenen Grenzen und unter 
Beachtung des Grundsatzes vonTreu und 
Glauben anzuwenden haben. Der Grund- 
satz von Treu und Glauben insbesondere 
erfordert es, daß die Finanzämter im 
Einzelfall von dieser Vorschrift grund- 
sätzlich erst dann Gebrauch machen, 
wenn trotz Aufforderung ein Zustellungs- 
vertreter im Sinn des § 219 Abs. 1 Satz 2 
AO nicht benannt worden ist, und wenn 
keine für das Finanzamt erkennbare, von 
den Beteiligten nicht zu vertretende 
Gründe für die Nichtbenennung vorlie- 
gen. Im letzteren Fall verlangt es der 
Grundsatz von Treu und Glauben, die 
Verfügungen von vornherein sämtlichen 
Beteiligten nach § 91 AO persönlich und 
unmittelbar bekanntzugeben. 

Die Steuerreferenten der Länder haben 
in Aussicht genommen, die nachgeord- 
neten Dienststellen im Erlaßwege auf 
die Beachtung der vorstehend aufgeführ- 
ten Grundsätze hinzuweisen. 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
zu gegebener Zeit noch prüfen, ob die 
Vorschriften über die Bekanntgabe von 
Verfügungen im Feststellungsverfahren 
im Rahmen einer umfassenden Änderung 
der Reichsabgabenordnung aus Zweck- 
mäßigkeitsgründen umzugestalten sind. 


4 


22/3-202/13 379 Göbel Maria, 

- Drucksache 1834 - Bingerbrück (Rhein) : 


17. 8. 1960 


Bundesminister des Innern vom 
11. 10. 1960: 


Personalrecht des öffent- 
lichen Dienstes 


Dem Anliegen der Petentin auf Gewäh- 
rung von Kriegsunfallversorgung kann 
nach geltendem Recht (§ 181 a des Bun- 
desbeamtengesetzes) nicht entsprodien 
werden, weil der Unfalltod des Eheman- 
nes in der Kriegsgefangenschaft einge- 
treten war. 


Bei Annahme des in der Bundestags- 
Drucksache 1630 vorliegenden Antrages 


2 
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j auf Erweiterung der Vorschriften über 
I die Kriegsunfallversorgung durch Ein- 
I fügung eines § 181 b in das Bundesbe- 
amtengesetz und bei Übernahme dieser 
Erweiterung auch in das Beamtenrechts- 
rahmengesetz könnte dem Wunsche der 
Petentin Rechnung getragen werden. Für 
diesen Fall wird der Petentin anheim- 
gestellt, sich erneut an das Land Hessen 
zu wenden. 


5 


22/3-1901/13 574 Freiherr von Korff 

- Drucksache 1917 - Gustav, 

Köln-Sülz: 

Kriegsopferversorgung 


15. 7. 1960 


Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung vom 17. 1. 1961: 


Dem Anliegen des Petenten, ihm im 
Wege des Härteausgleichs nach § 89 
Abs. 2 des Bundesversorgungsgesetzes 
Versorgung zu gewähren, ist entsprochen 
worden. 


6 


22/3-1302/13 631 
- Drucksache 2125 - 


Keil Wilhelm, 
Andernach: 

Lastenausgleichs- 

leistungen 


7 


22/3-1202/13 686 
- Drucksache 1699 - 


Poppinga Dieke, 
Leer (Ostfriesl.) : 

Kriegsfolgelasten 


21. 10. 1960 


Bundesminister der Finanzen vom 
7. 12. 1960: 


Das Lastenausgleichsgesetz gewährt zur 
Förderung des Wohnungsbaus zweckge- 
bundene Darlehen als Wohnraumhilfe 
und Aufbaudarlehen für den Wohnungs- 
: bau einzelner Geschädigter. Bisher sind 
5 hierfür 9,5 Milliarden DM aus Mitteln 
j des Ausgleichsfonds gezahlt worden, mit 
'denen etwa 1,9 Millionen Wohnungen 
j gefördert worden sind. 

I Der Vorschlag des Petenten, die für den 
Wohnungsbau bereitgestellten Mittel 
allein Geschädigten mit verlorenem 
Grundvermögen zur Wiederbeschaffung 
ihres Hausbesitzes zukommen zu lassen, 
ist mit Rücksicht darauf, daß die erlitte- 
nen Schäden nicht nur im Verlust von 
Grundbesitz bestehen und eine bestimmte 
Gruppe Geschädigter nicht bevorzugt 
behandelt werden kann, undurchführbar. 
Ebenso ist es nicht möglich, die Bindung 
der mit Lastenausgleichsmitteln geför- 
derten Wohnungen über die 10-Jahres- 
frist hinaus zu verlängern. 


25. 4. 1960 


Bundesminister der Finanzen vom 
3. 10. und 6. 11. 1960: 


Der Petent begehrt die Umstellung eines 
Schadensersatzanspruchs im Verhältnis 
1:1, den er wegen eines im Jahre 1944 
durch die Organisation Todt verursach- 
ten Verkehrsunfalls geltend macht. 

Dem Anliegen kann wegen der zwingen- 
den Vorschrift des § 16 des Umstellungs- 
j gesetzes nicht entsprochen werden. 


3 
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8 

22/3-2101/13 874 
- Drucksache 1891 - 

Grohmann Andreas, 
Herford (Westf.): 

Deutsches Auslands- 
vermögen (Griechenland) 

22. 6. 1960 

Auswärtiges Amt vom 17. 10. 1960: 

Die Bemühungen um eine zufriedenstel- 
lende Regelung des in Griechenland 
beschlagnahmten Vermögens der Fami- 
lie des Petenten werden fortgesetzt, so- 
bald der in Athen lebende Rudolf 
Grohmann die benötigten Unterlagen 
vorgelegt hat. 

In der Zwischenzeit haben auch die Ver- 
handlungen über eine allgemeine Frei- 
gabe des restlichen deutschen Vermögens 
noch zu keinem Ergebnis geführt. 

9 

22/3-007/16 019 
- Drucksache 221 1 - 

Hennes Therese, 
Solingen-Ohligs: 

Deutsches Auslands- 
vermögen (Niederlande) 

23, 11. 1960 

Bundesminister der Finanzen vom 

21. 12. 1960: 

Dem Anliegen der Petentin auf Erstat- 
tung ihres in den Niederlanden beschlag- 
nahmten Sparguthabens konnte nicht 
entsprochen werden. 

Das Allgemeine Kriegsfolgengesetz hat 
die Regelung der Reparationsschäden 
einem späteren Sondergesetz Vorbehal- 
ten. Zur Milderung von Härten hat die 
Bundesregierung Überbrückungsmaßnah- 
men beschlossen (vgl. Bundesanzeiger 
Nr. 185 vom 24. 9. 1960), durch die Ge- 
schädigte, die über 65 Jahre alt sind 
oder sich in wirtschaftlich schwierigen 
Verhältnissen befinden, zinslose Dar- 
lehen erhalten, die mit einer künftigen 
Entschädigung verrechnet werden kön- 
nen. 


Bonn, den 1. März 1961 


4 



